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Sachverhalt:
Da die nächste Gesellschafterversammlung der Kreiswerke Heinsberg GmbH (KWH) 
auf den 25.Juni 2025 terminiert ist, kommt die Beratungsfolge 01.07.2025 (Haupt- 
und Finanzausschuss) bzw. 08.07.2025 (Rat) zu spät. Der Tagesordnungspunkt 
muss daher ohne Vorberatung für die heutige Ratssitzung vorgesehen werden.   

Durch die Einbindung der Kreiswerke Heinsberg GmbH (KWH) in das NEW Holding-
Modell zum 01.01.2015 sind die Gesellschafter der KWH (Kreis Heinsberg, 
kreisangehörige Kommunen des Kreises Heinsberg und die Gemeinde 
Niederkrüchten aus dem Kreis Viersen) an der NEW Kommunalholding GmbH 
beteiligt. Die KWH ist nach Beitritt der Stadtentwicklungsgesellschaft Grevenbroich 
GmbH zu 15,57 % an der NEW Kommunalholding GmbH beteiligt. Diese Holding 
wiederum hält 57,5 % an der NEW AG. Somit ergeben sich für die KWH-
Gesellschafter die folgenden prozentualen mittelbaren Beteiligungen an der NEW 
AG:

Kreis Heinsberg rd.  4,50 %
Stadt Geilenkirchen rd.  0,83 %
Stadt Übach-Palenberg rd.  0,76 %
Stadt Hückelhoven rd.  0,69 %
Stadt Wassenberg rd.  0,45 %
Stadt Heinsberg rd.  0,38 %
Stadt Erkelenz rd.  0,37 %
Gemeinde Gangelt rd.  0,32 %
Gemeinde Selfkant rd.  0,27 %
Gemeinde Waldfeucht rd.  0,27 %
Stadt Wegberg rd.  0,09 %



Gemeinde Niederkrüchtenrd.  0,02 %
zusammen           rd.  8,95 %.

Trotz dieser geringfügigen Beteiligungen der einzelnen Gesellschafter ergeben sich 
hieraus weitere Konsequenzen, u.a. bei der Änderung des Gesellschaftsvertrages. 
Nach den kommunalrechtlichen Vorschriften bedarf es entsprechender Beschlüsse 
des Rates, wie aus § 41 der Gemeindeordnung NRW (GO NRW) folgt.

Begründung:
Aufgrund einer Anpassung des Handelsgesetzbuches an EU-rechtliche Vorschriften 
müssen alle großen Kapitalgesellschaften zukünftig einen Nachhaltigkeitsbericht im 
Rahmen ihres Jahresabschlusses erstellen. Da gemäß § 108 Abs. 1 Nr. 8 GO NRW 
(alt) alle kommunalen Gesellschaften, unabhängig von ihrer handelsrechtlichen 
Größenklasse, als große Kapitalgesellschaften zu behandeln waren, hätten alle 
kommunalen Gesellschaften einen Nachhaltigkeitsbericht erstellen müssen. Das 
wäre für kleine und mittlere Gesellschaften, nach der Größenklassendefinition des § 
267 HGB, unverhältnismäßig gewesen. Deshalb hat der Landesgesetzgeber mit dem 
3. NKF-Weiterentwicklungsgesetz Nordrhein-Westfalen die Behandlung von kleinen 
und mittleren Gesellschaften wie große Gesellschaften aus der GO NRW gestrichen. 

Da die Stadt Wegberg über ihre Beteiligungskette nur Minderheitsgesellschafter der 
im Beschlussentwurf genannten Gesellschaften ist, wird vorgeschlagen, die 
Anpassungen entsprechend der Wünsche der Hauptgesellschafter vorzunehmen. 
Diese Vorschläge sind in den beigefügten Synopsen dargestellt.

Der Beschluss steht unter dem Vorbehalt, dass das Anzeigeverfahren gemäß § 115 
GO NRW bei der Aufsichtsbehörde ohne Beanstandungen abgeschlossen wird. Die 
Umsetzung kann erst nach positivem Abschluss des Anzeigeverfahrens bei der 
Bezirksregierung erfolgen.

Gemäß § 108 Abs. 5 lit. b GO NRW bedarf es hinsichtlich der Änderung der 
Gesellschaftsverträge der vorherigen Zustimmung des Rates.

Beschlussvorschlag:

Der Rat beschließt, 

           1. Die Gesellschaftsverträge der Beteiligungen

1. ENNI Solar GmbH 
2. Betreibergesellschaft Bürgerwindräder Rheinberg mbH
3. Bürgerwindräder Rheinberg GmbH & Co. KG
4. ENNI Energienetze Rheinberg GmbH & Co. KG
5. ENNI Energienetze Rheinberg Verwaltung GmbH 
6. Enfi GmbH
7. FN Netz GmbH
8. Windpark Gollmitz GmbH & Co. KG
9. Biokraftgesellschaft Moers/Dinslaken mbH
10.Green Gecco Beteiligungsgesellschaft mbh & Co. KG
11.Green Gecco Beteiligungsgesellschaft Verwaltungs GmbH
12.Erdgasversorgung Schwalmtal GmbH & Co. KG
13.Erdgasversorgung Schwalmtal Verwaltungs GmbH 
14.Gasnetzgesellschaft Brüggen GmbH & Co. KG
15.15 Gasnetzgesellschaft Schwalmtal GmbH & Co. KG



16.Gasverwaltung Brüggen GmbH
17.Gasverwaltung Schwalmtal GmbH
18.ENNI RMI Kohlenhuck
19.Windpark Gollmitz Verwaltungs GmbH

 
werden entsprechend den beigefügten Anlagen an die geänderten 
Vorschriften der GO NRW angepasst.

2. Die Vertreter der Stadt Wegberg in der Kreiswerke Heinsberg GmbH, in 
der NEW Kommunalholding GmbH und in der NEW AG werden 
ermächtigt, die Änderungen umzusetzen und redaktionellen 
Anpassungen zuzustimmen und diese vorzunehmen.  

Anlage/n:
Synopsen der aufgeführten Gesellschaften

Unterschrift d. federführenden Fachbereichleiters/Dezernenten Gegenzeichnung d. beteiligten Fachbereichsleiter/Dezernenten
Gez. Wilkens-Mathar

Gez. Karneth

Kämmerer und 
FBL 203

Erste 
Beigeordnete



Anlage zu 1. 

Synopse des aktuellen Gesellschaftsvertrages der  

Enni Solar GmbH und des neuen Entwurfs 

 

Die ENNI Solar GmbH ist zurzeit eine Kleinst-Kapitalgesellschaft 

 
 

Alt 
 

Neu 

 
 
§ 10 
Jahresabschluss, Lagebericht, Prüfung, 
und Ergebnisverwendung  
 
 
1) Der Jahresabschluss (Bilanz-, Gewinn- 

und Verlustrechnung und Anhang) und 
der Lagebericht für das vergangene Ge-
schäftsjahr ist innerhalb der ersten drei 
Monate des neuen Geschäftsjahres ge-
mäß den für große Kapitalgesellschaften 
geltenden Bestimmungen des Dritten Bu-
ches des Handelsgesetzbuches zu er-
stellen und durch den Abschlussprüfer 
der Gesellschaft prüfen zu lassen. Be-
züge und Leistungszusagen von Organ-
mitgliedern sind, wenn dem keine ge-
setzliche Vorschrift entgegensteht, indivi-
dualisiert im Anhang zum Jahresab-
schluss auszuweisen (§ 108 Abs. 1 Nr. 9 
GO NW). 
 

 
 

 
 

2) Die Geschäftsführer haben den Gesell-
schaftern unverzüglich den Jahresab-
schluss, den Lagebericht und den Prü-
fungsbericht des Abschlussprüfers sowie 
einen Vorschlag über die Verwendung 
des Ergebnisses vorzulegen. 
 
 
 

3) Die Prüfung des Jahresabschlusses ist 
auch auf die Prüfungsgegenstände des § 
53 Abs. 1 Gesetz über die Grundsätze 
des Haushaltrechts des Bundes und der 
Länder zu erstrecken.  
 
Den mittelbaren kommunalen Anteilseig-
nern der Gesellschafter stehen die Be-
fugnisse gemäß §§ 54 ff Gesetz über die 
Grundsätze des Haushaltsrechts des 
Bundes und der Länder zu und wird ent- 
sprechend § 118 der Gemeindeordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen, das 
Recht eingeräumt von der Gesellschaft 
Aufklärung und Nachweise zu verlangen, 

 
 

 § 10 
Jahresabschluss, Lagebericht, Prü-
fung, und Ergebnisverwendung  
 
1) Der Jahresabschluss inklusive Anhang 

ist von der Geschäftsführung nach 
Maßgabe der gesetzlichen Vorschrif-
ten des Dritten Buches des Handels-
gesetzbuches aufzustellen und durch 
einen Abschlussprüfer prüfen zu las-
sen. Sofern die Gesellschaft nach dem 
Dritten Buch des Handelsgesetzbu-
ches nicht zur Aufstellung eines Lage-
berichtes verpflichtet ist, ist ein Ge-
schäftsbericht zu erstellen. Der Ge-
schäftsbericht ist nicht Teil des Jahres-
abschlusses und ist daher nicht durch 
einen Abschlussprüfer prüfen zu las-
sen. 

 Die Gesellschaft weist im Anhang zum 
Jahresabschluss die Angaben gemäß 
§ 285 Nr. 9 HGB und § 65 a Landes-
haushaltsordnung (Transparenzge-
setz) aus. 

 
 
2) Die Geschäftsführer haben den Ge-

sellschaftern unverzüglich den Jahres-
abschluss, den Geschäftsbericht und 
den Prüfungsbericht des Abschluss-
prüfers sowie einen Vorschlag über die 
Verwendung des Ergebnisses vorzule-
gen. 

 
3) Die Prüfung des Jahresabschlusses ist 

auch auf die Prüfungsgegenstände des 

§ 53 Abs. (1) Gesetz über die Grunds-

ätze des Haushaltsrechts des Bundes 

und der Länder zu erstrecken. 

 

 Den mittelbaren kommunalen Anteils-
eignern der Gesellschafter stehen die 
Befugnisse gemäß §§ 54 ff. Gesetz 
über die Grundsätze des Haushalts-
rechts des Bundes und der Länder  

 zu und wird entsprechend § 116 Abs. 6 
Satz 2 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen, das Recht 



 
Alt 

 
Neu 

die die Aufstellung des jeweiligen Ge-
samtabschlusses erfordert.  

 

eingeräumt, von der Gesellschaft Auf-
klärung und die Nachweise zu verlan-
gen, die die Aufstellung des jeweiligen 
Gesamtabschlusses erfordert. 

 
 



Anlage zu 2. 

Synopse des aktuellen Gesellschaftsvertrages der Betrei-

bergesellschaft Bürgerwindräder Rheinberg mbH und des 

neuen Vertrages 

Die Gesellschaft ist derzeit eine Kleinstkapitalgesellschaft 

 
§ 9 

Wirtschaftsplan, Jahresabschluss, Lagebe-
richt, Gewinnermittlung und -verteilung 

 
1. Der Wirtschaftsplan beinhaltet den Erfolgs- 

und Finanzplan. Er ist jährlich aufzustellen. 

Darüber hinaus ist eine fünfjährige Finanzpla-

nung zu erstellen. Die Geschäftsführung hat so 

rechtzeitig den Wirtschaftsplan aufzustellen, 

dass die Gesellschafterversammlung noch vor 

Beginn des Geschäftsjahres über den Wirt-

schaftsplan entscheiden kann. 

 

 

2. Der Jahresabschluss und der Lagebericht 

sind von der Geschäftsführung innerhalb von 

drei Monaten nach Ablauf des vorangegange-

nen Geschäftsjahres 

entsprechend den Vorschriften des Dritten 

Buches des Handelsgesetzbuches für große 

Kapitalgesellschaften, den handelsrechtli-

chen Rechnungslegungsvorschriften, den 

Grundsätzen ordnungsgemäßer Buchführung 

und Bilanzierung sowie den zwingenden 

kommunalen Haushaltsgrundsätzen und un-

ter Beachtung des § 108 Abs. 3 c) GO NW 

aufzustellen. In dem Lagebericht oder in Zu-

sammenhang damit wird zur Einhaltung der 

öffentlichen Zwecksetzung und zur Zwecker-

reichung Stellung genommen. In den Anhang 

zum Jahresabschluss sind Angaben zu den 

Gesamtbezügen der Gesellschaftsorgane 

gemäß der in § 108 Abs. 1 Satz 1 Nr. 9 GO 

NW enthaltenen Anforderungen aufzuneh-

men. 

 

3. Der Jahresabschluss und der Lagebericht 

sind von einem Abschlussprüfer zu prüfen. 

Auf die Prüfung finden die §§ 316 ff. HGB 

und die zwingenden Regelungen des Haus-

haltsgrundsätzegesetzes entsprechende An-

wendung. Die Geschäftsführung hat den Jah-

resabschluss und den Lagebericht unverzüg-

lich nach seiner Aufstellung dem von der Ge-

sellschafterversammlung gewählten Ab-

schlussprüfer vorzulegen. 

 

 
§ 9 

Wirtschaftsplan, Jahresabschluss, Gewinner-
mittlung und - verteilung 

 
1. Der Wirtschaftsplan beinhaltet den Erfolgs- und 

Finanzplan. Er ist jährlich aufzustellen. Darüber 

hinaus ist eine fünfjährige Finanzplanung zu er-

stellen. Die Geschäftsführung hat so rechtzeitig 

den Wirtschaftsplan aufzustellen, dass die Ge-

sellschafterversammlung noch vor Beginn des 

Geschäftsjahres über den Wirtschaftsplan ent-

scheiden kann. 

 
 

2. Der Jahresabschluss inklusive Anhang ist von 

der Geschäftsführung nach Maßgabe der gesetz-

lichen Vorschriften des Dritten Buches des Han-

delsgesetzbuches innerhalb von drei Monaten 

nach Ablauf des vorangegangenen Geschäfts-

jahres aufzustellen und durch einen Abschluss-

prüfer prüfen zu lassen. 

 

Sofern die Gesellschaft nach dem Dritten Buch 

des Handelsgesetzbuches nicht zur Aufstellung 

eines Lageberichtes verpflichtet ist, ist ein Ge-

schäftsbericht zu erstellen. Der Geschäftsbericht 

ist nicht Teil des Jahresabschlusses und ist da-

her nicht durch einen Abschlussprüfer prüfen zu 

lassen. 

 

Die Gesellschaft weist im Anhang zum Jahresab-

schluss die Angaben gemäß § 285 Nr. 9 HGB 

und § 65 a Landeshaushaltsordnung (Transpa-

renzgesetz) aus. 

 

 

3. Der Jahresabschluss ist von einem Abschluss-

prüfer zu prüfen. Auf die Prüfung finden die §§ 

316 ff. HGB und die zwingenden Regelungen 

des Haushaltsgrundsätzegesetzes entspre-

chende Anwendung. Die Geschäftsführung hat 

den Jahresabschluss unverzüglich nach seiner 

Aufstellung dem von der Gesellschafterversamm-

lung gewählten Abschlussprüfer vorzulegen. 

 
 

 



4. Die Offenlegung des Jahresabschlusses und 

des Lageberichts richtet sich nach den maß-

geblichen Vorschriften des Dritten Buches 

des Handelsgesetzbuches. Die Feststellung 

des Jahresabschlusses, die Ergebnisverwen-

dung sowie das Ergebnis der Prüfung des 

Jahresabschlusses und des Lageberichts 

sind gemäß der in § 108 Absatz 3 Nr. 1 lit. c) 

1. HS GO NRW enthaltenen Regelungen öf-

fentlich bekannt zu machen. Jahresabschluss 

und Lagebericht sind bis zur Feststellung des 

folgenden Jahresabschlusses zur Einsicht-

nahme gemäß § 108 Absatz 3 Nr. 1 lit. c) 2 

Hs. GO NRW verfügbar zu halten.  

 

 

 

4. Die Offenlegung des Jahresabschlusses richtet   

sich nach den maßgeblichen Vorschriften des 

Dritten Buches des Handelsgesetzbuches. Die 

Feststellung des Jahresabschlusses, die Ergeb-

nisverwendung sowie das Ergebnis der Prüfung 

des Jahresabschlusses sind gemäß der in § 108 

Absatz 2 Nr. 1 lit. c) 1. HS GO NRW enthaltenen 

Regelungen öffentlich bekannt zu machen. Der 

Jahresabschluss ist bis zur Feststellung des fol-

genden Jahresabschlusses zur Einsichtnahme 

gemäß § 108 Absatz 2 Nr. 1 lit. c) 2 Hs. GO 

NRW verfügbar zu halten. 

 

 
 
 
 



Anlage zu 3  
Synopse des aktuellen Gesellschaftsvertrages der Bürger-
windräder Rheinberg GmbH & Co. KG mit dem Entwurf des 

neuen Gesellschaftsvertrages 
 

Die Bürgerwindräder Rheinberg GmbH & Co. KG ist derzeit eine kleine Kapitalgesellschaft 

 
Alt 

 
Neu 

 
§ 11  

Wirtschaftsplan, Jahresabschluss, Lagebericht,  
Gewinnermittlung und –verteilung 

 
1. Der Wirtschaftsplan beinhaltet den Erfolgs- und 

Finanzplan. Er ist jährlich aufzustellen. Darüber 

hinaus ist eine fünfjährige Finanzplanung zu er-

stellen. Die Geschäftsführung hat so rechtzeitig 

den Wirtschaftsplan aufzustellen, dass die Ge-

sellschafterversammlung noch vor Beginn des 

Geschäftsjahres über den Wirtschaftsplan ent-

scheiden kann. 

 
Der Jahresabschluss und der Lagebericht sind 

von der Geschäftsführung innerhalb von drei 

Monaten nach Ablauf des vorangegangenen 

Geschäftsjahres entsprechend den Vorschriften 

des Dritten Buches des Handelsgesetzbuches 

für große Kapitalgesellschaften, den handels-

rechtlichen Rechnungslegungsvorschriften, den 

Grundsätzen ordnungsgemäßer Buchführung 

und Bilanzierung sowie den zwingenden kom-

munalen Haushaltsgrundsätzen und unter Be-

achtung des § 108 Abs. 3 c) GO NW aufzustel-

len. In dem Lagebericht oder in Zusammenhang 

damit wird zur Einhaltung der öffentlichen 

Zwecksetzung und zur Zweckerreichung Stel-

lung genommen. In den Anhang zum Jahresab-

schluss sind Angaben zu den Gesamtbezügen 

der Gesellschaftsorgane gemäß der in § 108 

Abs. 1 Satz 1 Nr. 9 GO NW enthaltenen Anfor-

derungen aufzunehmen. 

 

Der Jahresabschluss und der Lagebericht sind 

von einem Abschlussprüfer zu 

prüfen. Auf die Prüfung finden die §§ 316 ff. HGB 

und die zwingenden 

Regelungen des Haushaltsgrundsätzegesetzes 

entsprechende Anwendung. Die 

Geschäftsführung hat den Jahresabschluss und 

den Lagebericht unverzüglich 

nach seiner Aufstellung dem von der Gesell-

schafterversammlung gewählten 

Abschlussprüfer vorzulegen. 

 

 

 
§ 11 

Wirtschaftsplan, Jahresabschluss,  
Gewinnermittlung und – verteilung 

 
1. Der Wirtschaftsplan beinhaltet den Erfolgs- und Fi-

nanzplan. Er ist jährlich aufzustellen. Darüber hinaus 

ist eine fünfjährige Finanzplanung zu erstellen. Die 

Geschäftsführung hat so rechtzeitig den Wirtschafts-

plan aufzustellen, dass die Gesellschafterversamm-

lung noch vor Beginn des Geschäftsjahres über den 

Wirtschaftsplan entscheiden kann. 

 

Der Jahresabschluss inklusive Anhang ist von der 

Geschäftsführung nach Maßgabe der gesetzlichen 

Vorschriften des Dritten Buches des Handelsgesetz-

buches aufzustellen und durch einen Abschlussprü-

fer prüfen zu lassen.  

 
Sofern die Gesellschaft nach dem Dritten Buch des 
Handelsgesetzbuches nicht zur Aufstellung eines 
Lageberichtes verpflichtet ist, ist ein Geschäftsbe-
richt zu erstellen. Der Geschäftsbericht ist nicht Teil 
des Jahresabschlusses und ist daher nicht durch ei-
nen Abschlussprüfer prüfen zu lassen. 
 
Die Gesellschaft weist im Anhang zum Jahresab-
schluss die Angaben gemäß § 285 Nr. 9 HGB und § 
65 a Landeshaushaltsordnung (Transparenzgesetz) 
aus. 
 
 
 
 
 
 
Der Jahresabschluss ist von einem Abschlussprüfer 
zu prüfen. Auf die Prüfung finden die §§ 316 ff. HGB 
und die zwingenden Regelungen des Haushalts-
grundsätzegesetzes entsprechende Anwendung. 
Die Geschäftsführung hat den Jahresabschluss un-
verzüglich nach seiner Aufstellung dem von der Ge-
sellschafterversammlung gewählten Abschlussprüfer 
vorzulegen. 

 
 

 
 
 
 
 
 



 
Alt 

 
Neu 

 

1.1  Die Offenlegung des Jahresabschlusses und 
des Lageberichts richtet sich nach den handels-
rechtlichen und den gemeinderechtlichen Best-
immungen. Die Feststellung des Jahresab-
schlusses, die Ergebnisverwendung sowie das 
Ergebnis der Prüfung des Jahresabschlusses 
und des Lageberichts sind gemäß der in § 108 
Absatz 3 Nr. 1 lit. c) 1. HS GO NRW enthaltenen 
Regelungen öffentlich bekannt zu machen. Jah-
resabschluss und Lagebericht sind bis zur Fest-
stellung des folgenden Jahresabschlusses zur 
Einsichtnahme gemäß § 108 Absatz 3 Nr. 1 lit. 
c) 2 Hs. GO NRW verfügbar zu halten. Der fest-
gestellte Jahresabschlusswert wird den Gesell-
schaftern mit der Einladung zur jährlichen or-
dentlichen Gesellschafterversammlung über-
sandt. 
 

2. –  4. unverändert 

  

 
1.1  Die Offenlegung des Jahresabschlusses richtet sich 

nach den handelsrechtlichen und den gemeinde-
rechtlichen Bestimmungen. Die Feststellung des 
Jahresabschlusses, die Ergebnisverwendung sowie 
das Ergebnis der Prüfung des Jahresabschlusses  
sind gemäß der in § 108 Absatz 3 Nr. 1 lit. c) 1. HS 
GO NRW enthaltenen Regelungen öffentlich be-
kannt zu machen. Der Jahresabschluss ist bis zur 
Feststellung des folgenden Jahresabschlusses zur 
Einsichtnahme gemäß § 108 Absatz 3 Nr. 1 lit. c) 2 
Hs. GO NRW verfügbar zu halten. Der festgestellte 
Jahresabschlusswert wird den Gesellschaftern mit 
der Einladung zur jährlichen ordentlichen Gesell-
schafterversammlung übersandt. 

 
 
 
 
 

2. –  4. unverändert 

 

 
 
 



Anlage zu 4: 

Synopse des aktuellen Gesellschaftsvertrages der 

ENNI Energienetze Rheinberg GmbH & Co.KG mit dem neuen  
 

 

Die Gesellschaft ist derzeit eine kleine Kapitalgesellschaft 
 

Alt Neu 

 
 
Ziffer 11  

Jahresabschluss  

 
11.1 Der Jahresabschluss und der 
Lagebericht sind von der 
Geschäftsführung innerhalb von 3 
Monaten nach Ablauf des 
vorangegangenen Geschäftsjahres 
entsprechend den Vorschriften des Dritten 
Buches des Handelsgesetzbuches für 
große Kapitalgesellschaften, den 
Grundsätzen ordnungsmäßiger 
Buchführung und Bilanzierung sowie den 
zwingenden kommunalen 
Haushaltsgrundsätzen aufzustellen. In 
dem Lagebericht oder im Zusammenhang 
damit wird der Öffentlichen Zwecksetzung 
und zur Zweckerreichung Stellung 
genommen. In den Anhang zum 
Jahresabschluss sind die Angaben gemäß 
§ 108 Abs. 1 Ziffer 9 der GO NW 
aufzunehmen. aufzustellen. 
 
 
 
11.2 Der Jahresabschluss ist von einem 
Abschlussprüfer zu prüfen. Auf die 
Prüfung finden die §§ 316 ff. HGB und die 
zwingenden Regelungen des 
Haushaltsgrundsätzegesetzes 
entsprechende Anwendung. Die 
Geschäftsführung hat den 
Jahresabschluss unverzüglich nach seiner 
Aufstellung dem von der 
Gesellschafterversammlung gewählten 
Abschlussprüfer vorzulegen. 
 
 
 

 

 
Ziffer 11 

Jahresabschluss 

 
11.1 Der Jahresabschluss inklusive Anhangs ist 
von der Geschäftsführung innerhalb von 3 
Monaten nach Ablauf des vorangegangenen 
Geschäftsjahres nach Maßgabe der 
gesetzlichen Vorschriften des Dritten Buches 
des Handelsgesetzbuches aufzustellen und 
durch einen von der 
Gesellschafterversammlung gewählten 
Abschluss-prüfer prüfen zu lassen. Sofern die 
Gesellschaft nach dem Dritten Buch des 
Handelsgesetzbuches nicht zur Aufstellung 
eines Lageberichtes verpflichtet ist, ist ein 
Geschäftsbericht zu erstellen. Der 
Geschäftsbericht ist nicht Teil des 
Jahresabschlusses und ist daher nicht durch 
einen Abschlussprüfer prüfen zu lassen. Die 
Gesellschaft weist im Anhang zum 
Jahresabschluss die Angaben gemäß § 285 Nr. 
9 HGB und § 65 a Landeshaushaltsordnung 
(Transparenzgesetz) aus.  
 
 

 
11.2 alt entfällt 
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11.3 Die Geschäftsführung hat den 
Jahresabschluss und den Prüfungsbericht 
den Gesellschaftern unverzüglich in 
Abschrift zu übersenden. Der 
Jahresabschluss und der Prüfungsbericht 
müssen den Gesellschaftern vor der 
ordentlichen Gesellschafterversammlung, 
die über den Jahresabschluss beschließt, 
so rechtzeitig vorliegen, dass eine 
angemessene Vorbereitung gewährleistet 
ist. 
 
11.4. Kommt ein Beschluss über die 
Feststellung des geprüften 
Jahresabschlusses nicht mit der 
erforderlichen Mehrheit zustande, so 
entscheidet ein Wirtschaftsprüfer, den 
der Präsident der Niederrheinischen 
Industrie- und Handelskammer auf 
Antrag der Geschäftsführung benennt, 
als Schiedsgutachter endgültig über die 
Feststellung. Stellt die Geschäftsführung 
den Antrag nicht binnen einer Frist von 
vierzehn (14) Ta- gen, nachdem die 
Feststellung des Jahresabschlusses 
abgelehnt worden ist, ist jeder 
Gesellschafter berechtigt, den Antrag zu 
stellen 
 
11.5 Das Recht der Kommanditisten 
gemäß § 166 Abs. 1 HGB, die Richtigkeit 
des Jahresabschlusses unter Einsicht der 
Bücher und Papiere der Gesellschaft zu 
prüfen, bleibt unberührt. 
 
 
 
11.6 
1.1 Die Offenlegung des 
Jahresabschlusses und des 
Lageberichtes richtet sich nach den 
handelsrechtlichen und den 
gemeinderechtlichen Bestimmungen. 
Die Feststellung des Jahresabschlusses, 
die Ergebnisverwendung sowie das 
Ergebnis der Prüfung des 
Jahresabschlusses und des Lageberichts 

 
11.2 Die Geschäftsführung hat den 
Jahresabschluss und den Prüfungsbericht den 
Gesellschaftern unverzüglich in Abschrift zu 
übersenden. Der Jahresabschluss und der 
Prüfungsbericht müssen den Gesellschaftern 
vor der Beschlussfassung über die Feststellung 
des Jahres-abschlusses, so rechtzeitig 
vorliegen, dass eine angemessene 
Vorbereitung gewährleistet ist. 
 
 
 
11.4 wird 11.3. Unverändert 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
11.5 wird 11.4. Unverändert 
 
 
 
 
 
 
 
11.6 wird 11.5 . 
1.1 Die Offenlegung des Jahresabschlusses 
richtet sich nach den handelsrechtlichen und 
den gemeinderechtlichen Bestimmungen. Die 
Feststellung des Jahresabschlusses, die 
Ergebnisverwendung sowie das Ergebnis der 
Prüfung des Jahresabschlusses sind gemäß 
der in § 108 Absatz 2 Nr. 1 lit. c) 2. Hs. GO 
NRW enthaltenen Regelungen öffentlich 
bekannt zu machen. Der Jahresabschluss ist 
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sind gemäß der in § 108 Absatz 3 Nr. 1 
lit. c) 1. Hs. GO NRW enthaltenen 
Regelungen öffentlich bekannt zu 
machen. Der Jahresabschluss und der 
Lagebericht ist bis zur Feststellung des 
folgenden Jahresabschlusses zur Einsicht-
nahme gemäß § 108 Absatz 3Nr. 1 lit. c) 
2. Hs. GO NRW verfügbar zu halten. 
 
 

bis zur Feststellung des folgenden 
Jahresabschlusses zur Einsichtnahme gemäß§ 
108 Absatz 2 Nr. 1 lit. c) 2. Hs. GO NRW 
verfügbar zu halten. 
 

 

 

 



Anlage 5  
Synopse des aktuellen Gesellschaftsvertrages der ENNI 

Energienetze   
Rheinberg Verwaltung GmbH mit dem neuen 

Gesellschaftsvertragsentwurf 
 

 

 
Die ENNI Energienetze Rheinberg Verwaltung GmbH ist derzeit eine 

Kleinstkapitalgesellschaft 
 

Alt Neu 

 
 
Ziffer 10 
Jahresabschluss, Lagebericht/ 
Bestellung des 
Wirtschaftsprüfers  
 
10.1 Der Jahresabschluss und der 
Lagebericht sind von der 
Geschäftsführung entsprechend 
den Vorschriften für große 
Kapitalgesellschaften aufzustellen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

10.2 Der Jahresabschluss und der 
Lagebericht sind vor der 
Feststellung des 
Jahresabschlusses nach den 
handelsrechtlichen Vorschriften 
von einem /einer 
Wirtschaftsprüfer/in bzw. 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft zu 
prüfen. 

 
10.3  Die 
Gesellschaftsversammlung hat 
innerhalb von acht Monaten nach 
Abschluss des Geschäftsjahres 
über die Feststellung des 
Jahresabschlusses und die 
Ergebnisverwendung zu 
beschließen. 

 
 
           Ziffer 10 

Jahresabschluss, Prüfung und 
Ergebnisverwendung  

 
10.1.Der Jahresabschluss inklusive 
Anhangs ist von der Geschäfts-führung 
nach Maßgabe der gesetz-lichen 
Vorschriften des Dritten Buches des 
Handelsgesetzbuches aufzustellen und 
durch einen Abschlussprüfer prüfen zu 
lassen. Sofern die Gesellschaft nach 
dem Dritten Buch des Handelsgesetz-
buches nicht zur Aufstellung eines 
Lageberichtes verpflichtet ist, ist ein 
Geschäftsbericht zu erstellen. Der 
Geschäftsbericht ist nicht Teil des 
Jahresabschlusses und ist daher nicht 
durch einen Abschlussprüfer prüfen zu 
lassen. 
Die Gesellschaft weist im Anhang zum 
Jahresabschluss die Angaben gemäß § 
285 Nr. 9 HGB und § 65 a 
Landeshaushaltsordnung 
(Transparenzgesetz) aus. 
 
10.2 alt entfällt 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
10.2 Die Gesellschaftsversammlung hat 
innerhalb von acht Monaten nach 
Abschluss des Geschäftsjahres über die 
Feststellung des Jahresabschlusses und 
die Ergebnisverwendung zu beschließen. 
 
 



 

 

2 

 
Ziffer 11 Offenlegung 
 
Die Offenlegung des 
Jahresabschlusses und des 
Lageberichts richtet sich nach den 
maßgeblichen Vorschriften des 
Dritten Buches des 
Handelsgesetzbuches. 
 
 
 

 

 
Ziffer 11 Offenlegung 
 
Die Offenlegung des Jahresabschlusses 
richtet sich nach den maßgeblichen 
Vorschriften des Dritten Buches des 
Handelsgesetzbuches. 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 

 



Anlage zu 6 
 Synopse des aktuellen Gesellschaftsvertrages 

der Energie für Immobilien GmbH mit dem neuen Gesell-
schaftsvertrag 

 

 
Die Energie für Immobilien GmbH ist derzeit eine kleine Kapitalgesellschaft 

 
Alt 

 
Neu 

 
§ 10  
Jahresabschluss, Lagebericht, Prüfung und Ergeb-
nisverwendung 
 

(1) Der Jahresabschluss (Bilanz- Gewinn- und Ver-

lustrechnung und Anhang) und der Lagebericht 

für das vergangene Geschäftsjahr ist innerhalb 

der ersten drei Monate des neuen Geschäftsjah-

res gemäß den für große Kapitalgesellschaften 

geltenden Bestimmungen des Dritten Buches 

des Handelsgesetzbuches zu erstellen und 

durch den Abschlussprüfer der Gesellschaft 

prüfen zu lassen. Bezüge und Leistungszusa-

gen von Organmitgliedern sind, wenn dem 

keine gesetzliche Vorschrift entgegensteht, indi-

vidualisiert im Anhang zum Jahresabschluss 

auszuweisen (§ 108 Abs. 1 Nr. 9 GO NRW). 

 
 
 

 
(2) Die Geschäftsführer haben den Gesellschaftern 

unverzüglich den Jahresabschluss, den Lage-

bericht und den Prüfungsbericht des Abschluss-

prüfers sowie einen Vorschlag über die Verwen-

dung des Ergebnisses vorzulegen. 

 
 

(3) Die Prüfung des Jahresabschlusses ist auch auf 

die Prüfungsgegenstände des § 53 Abs. (1) Ge-

setz über die Grundsätze des Haushaltsrechts 

des Bundes und der Länder zu erstrecken. 

Den mittelbaren kommunalen Anteilseignern der 

Gesellschafter stehen die Befugnisse gemäß §§ 

54 ff. Gesetz über die Grundsätze des Haus-

haltsrechts des Bundes und der Länder zu und 

wird entsprechend § 118 der Gemeindeordnung 

für das Land Nordrhein-Westfalen, das Recht 

eingeräumt, von der Gesellschaft Aufklärung 

und die Nachweise zu verlangen, die die Auf-

stellung des jeweiligen Gesamtabschlusses er-

fordert. 

 

(4) – (6) unverändert 

 
§ 10  
Jahresabschluss, Prüfung und Ergebnisverwendung 
 

(1) Der Jahresabschluss inklusive Anhang ist von der 

Geschäftsführung nach Maßgabe der gesetzlichen 

Vorschriften des Dritten Buches des Handelsgesetz-

buches innerhalb der ersten drei Monate des neuen 

Geschäftsjahres aufzustellen und durch einen Ab-

schlussprüfer prüfen zu lassen.  

 
 Sofern die Gesellschaft nach dem Dritten Buch des 

Handelsgesetzbuches nicht zur Aufstellung eines 
Lageberichtes verpflichtet ist, ist ein Geschäftsbe-
richt zu erstellen. Der Geschäftsbericht ist nicht Teil 
des Jahresabschlusses und ist daher nicht durch ei-
nen Abschlussprüfer prüfen zu lassen. 

 
 Die Gesellschaft weist im Anhang zum Jahresab-

schluss die Angaben gemäß § 285 Nr. 9 HGB und § 
65 a Landeshaushaltsordnung (Transparenzgesetz) 
aus. 

 
(2) Die Geschäftsführer haben den Gesellschaftern un-

verzüglich den Jahresabschluss, den Geschäftsbe-

richt und den Prüfungsbericht des Abschlussprüfers 

sowie einen Vorschlag über die Verwendung des Er-

gebnisses vorzulegen. 

 

(3) Die Prüfung des Jahresabschlusses ist auch auf die 

Prüfungsgegenstände des § 53 Abs. (1) Gesetz 

über die Grundsätze des Haushaltsrechts des Bun-

des und der Länder zu erstrecken.  

 Den mittelbaren kommunalen Anteilseignern der 

Gesellschafter stehen die Befugnisse gemäß §§ 54 

ff. Gesetz über die Grundsätze des Haushaltsrechts 

des Bundes und der Länder zu und wird entspre-

chend § 116 (6) S. 2 der Gemeindeordnung für das 

Land Nordrhein-Westfalen, das Recht eingeräumt, 

von der Gesellschaft Aufklärung und die Nachweise 

zu verlangen, die die Aufstellung des jeweiligen Ge-

samtabschlusses erfordert.   

 

 

(4) – (6) unverändert 

 



Anlage zu 7. 

Synopse des aktuellen Gesellschaftsvertrages der  

FN Netz GmbH und des neuen Entwurfs 

 

 

Die FN Netz GmbH ist zurzeit eine kleine Kapitalgesellschaft 

 
 

Alt 
 

Neu 
 
 

§ 11 
Aufsichtsrat 

 
1) Die Gesellschaft hat einen Aufsichtsrat. Der 

Aufsichtsrat besteht mindestens aus 16 und 
höchstens aus 20 Mitgliedern. Die/Der Vor-
sitzen-de der Geschäftsführung der Fern-
wärmeversorgung Niederrhein GmbH und 
die/der Betriebsratsvorsitzende der Stadt-
werke Dinslaken GmbH sind kraft Amtes 
Mitglied des Aufsichtsrates. 14 Mitglieder 
werden vom Rat der Stadt Dinslaken gem. § 
113 GO NRW unter Anwendung des Ver-
hältniswahlrechts in der jeweils gültigen 
Fassung der GO NRW durch Entsendung 
bestellt. Hierzu muss die Bürgermeisterin / 
der Bürgermeister der Stadt Dinslaken oder 
die/der von ihr/ihm vorgeschlagene Be-
dienstete der Gemeinde dazuzählen. Für 
den Fall der Verhinderung des Aufsichts-
ratsmitgliedes nach Satz 5 in einer Auf-
sichtsratssitzung bestellt der Rat auf Vor-
schlag der Bürgermeisterin / des Bürger-
meisters der Stadt Dinslaken ein stellvertre-
tendes Mitglied. Die Stadtwerke Duisburg 
AG und die ENNI Energie & Umwelt Nieder-
rhein GmbH entsenden, sofern sie Gesell-
schafter der Gesellschaft sind, jeweils 2 Mit-
glieder in den Aufsichtsrat der Gesellschaft. 
Die Räte der mittelbar beteiligten Kommu-
nen können von den sich aus der GO NRW 
ergebenden Weisungsrechten gegenüber 
den von ihnen entsandten Mitgliedern Ge-
brauch machen 

 
 

§ 13 
Jahresabschluss und -prüfung 

 
1) Die Geschäftsführung hat Jahresabschluss 

(Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung und 
Anhang) und Lagebericht nach den für 
große Kapitalgesellschaften geltenden Vor-
schriften des Dritten Buches des Handels-
gesetzbuches aufzustellen und dem Ab-
schlussprüfer zur Prüfung vorzulegen. Im 
Lagebericht ist zur Einhaltung der öffentli-
chen Zwecksetzung und der Zweckerrei-
chung Stellung zu nehmen. Der  Auftrag an 
den Abschlussprüfer ist auch auf die Aufga-
ben nach § 53 Abs. 1 Nr. 1 und 2 HGrG zu 
erstrecken. Die den Mitgliedern der Ge-
schäftsführung gewährten Gesamtbezüge 
sind nach Maßgabe der GO NRW individu-
alisiert im Anhang auszuweisen. 

 
 

 
 

 § 11 
Aufsichtsrat 

 
1) Die Gesellschaft hat einen Aufsichtsrat. 

Der Aufsichtsrat besteht mindestens aus 
16 und höchstens aus 20 Mitgliedern. 
Die/Der Vorsitzen-de der Geschäftsfüh-
rung der Fernwärmeversorgung Nieder-
rhein GmbH und die/der Betriebsratsvor-
sitzende der Stadtwerke Dinslaken GmbH 
sind kraft Amtes Mitglied des Aufsichtsra-
tes. 14 Mitglieder werden vom Rat der 
Stadt Dinslaken gem. § 113 GO NRW un-
ter Anwendung des Verhältniswahlrechts 
in der jeweils gültigen Fassung der GO 
NRW durch Entsendung bestellt. Hierzu 
muss die Bürgermeisterin / der Bürger-
meister der Stadt Dinslaken oder die/der 
von ihr/ihm vorgeschlagene Bedienstete 
der Gemeinde dazuzählen. Für den Fall 
der Verhinderung des Aufsichtsratsmit-
gliedes nach Satz 5 in einer Aufsichtsrats-
sitzung bestellt der Rat auf Vorschlag der 
Bürgermeisterin / des Bürgermeisters der 
Stadt Dinslaken ein stellvertretendes Mit-
glied. Die Stadtwerke Duisburg AG und 
die ENNI Energie & Umwelt Niederrhein 
GmbH entsenden jeweils 2 Mitglieder in 
den Aufsichtsrat der Gesellschaft. Die 
Räte der mittelbar beteiligten Kommunen 
können von den sich aus der GO NRW er-
gebenden Weisungsrechten gegenüber 
den von ihnen entsandten Mitgliedern Ge-
brauch machen 

 
 

§ 13 
Jahresabschluss und -prüfung 

 
1) Jahresabschluss (Bilanz, Gewinn- und Ver-

lustrechnung und ggf. Anhang) und ggf. La-
gebericht sind von der Geschäftsführung 
nach den für Kapitalgesellschaften gelten-
den Vorschriften des Dritten Buches des 
Handelsgesetzbuches (HGB) aufzustellen 
und ggf. dem Abschlussprüfer zur Prüfung 
vorzulegen. Ein etwaiger Auftrag an den Ab-
schlussprüfer ist auch auf die Aufgaben 
nach § 53 Abs. 1 Nr. 1 und 2 HGrG zu er-
strecken. § 286 Abs. 4 HGB ist nicht anzu-
wenden. 

 
 
 
 
 
 



 

 

 
Alt 

 
Neu 

 
(2) Die Offenlegungen des Jahresabschlusses 

und des Lageberichtes richten sich nach 
den für große Kapitalgesellschaften maß-
geblichen Vorschriften des Dritten Buches 
des Handelsgesetzbuches. Die Vorschriften 
der GO NRW bleiben unberührt. 

 
(3) Der Stadt Dinslaken und dem für sie zustän-

digen Prüfungsorgan werden die in § 54 
HGrG vorgesehenen Befugnisse einge-
räumt.  

 
(4)      Nach Eingang des Prüfungsberichtes hat die 

Geschäftsführung den Jahresabschluss und 
den Lagebericht zusammen mit dem Prü-
fungsbericht unverzüglich der Gesellschaf-
terversammlung zur Prüfung und Weiterlei-
tung an die mittelbar beteiligten kommuna-
len Gebietskörperschaften vorzulegen.  

(2) Die Offenlegungen des Jahresabschlusses 
und ggf. des Lageberichtes richten sich 
nach den für Kapitalgesellschaften maßgeb-
lichen Vorschriften des Dritten Buches des 
Handelsgesetzbuches. Die Vorschriften der 
GO NRW bleiben unberührt. 

 
(3) Der Stadt Dinslaken und dem für sie zustän-

digen Prüfungsorgan werden die in § 54 
HGrG vorgesehenen Befugnisse einge-
räumt.  

 
(4)     Nach Eingang des Prüfungsberichtes hat die 

Geschäftsführung den Jahresabschluss und 
ggf. den Lagebericht zusammen mit dem 
Prüfungsbericht unverzüglich der Gesell-
schafterversammlung zur Prüfung und Wei-
terleitung an die mittelbar beteiligten kom-
munalen Gebietskörperschaften vorzule-
gen. 

 
  

   
 



Anlage zu 08 
Synopse zur Änderung des Gesellschaftsvertrages  

Windpark Gollmitz GmbH & Co. KG 
 

 
Die Windpark Gollmitz GmbH & Co. KG ist derzeit eine kleine Kapitalgesellschaft 

 
Alt 

 
Neu 

§ 10 

Jahresabschluss 

  

(1) Die persönlich haftende Gesellschafterin hat 

den Jahresabschluss (Bilanz nebst Gewinn 

und Verlustrechnung samt Anhang) sowie den 

Lagebericht nach den für große Kapitalgesell-

schaften geltenden Vorschriften des Dritten 

Buches des Handelsgesetzbuches aufzustel-

len und prüfen zu lassen. Die Offenlegung des 

Jahresabschlusses und des Lageberichts rich-

tet sich nach den für die Größenordnung der 

Gesellschaft maßgeblichen Vorschriften des 

Dritten Buches des Handelsgesetzbuches. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

(2) Die Feststellung des Jahresabschlusses ob-

liegt der Gesellschafterversammlung. Der Jah-

resabschluss gilt als festgestellt, soweit nicht 

ein Gesellschafter innerhalb einer Frist von ei-

nem Monat seit Übermittlung des aufgestellten 

Jahresabschlusses und des Berichts des Ab-

schlussprüfers durch die Geschäftsführung 

§ 10 

Jahresabschluss 

  

(1) Die persönlich haftende Gesellschafterin hat 

den Jahresabschluss (Bilanz nebst Gewinn 

und Verlustrechnung samt Anhang) sowie 

den Lagebericht nach den für große Kapital-

gesellschaften geltenden Vorschriften des 

Dritten Buches des Handelsgesetzbuches 

aufzustellen und prüfen zu lassen. Die Offen-

legung des Jahresabschlusses und des La-

geberichts richtet sich nach den für die Grö-

ßenordnung der Gesellschaft maßgeblichen 

Vorschriften des Dritten Buches des Handels-

gesetzbuches. 

(1 neu): Die persönlich haftende Gesellschafterin 

hat innerhalb der gesetzlich vorgeschriebe-

nen Fristen nach Maßgabe der für die Ge-

sellschaft geltenden gesetzlichen Bestim-

mungen den Jahresabschluss aufzustellen 

sowie ggfs. um einen Lagebericht zu erwei-

tern, und soweit eine Prüfung gesetzlich vor-

geschrieben oder von der Gesellschafterver-

sammlung beschlossen ist, den Abschluss-

prüfern zur Prüfung vorzulegen. Die Offen-

legung des Jahresabschlusses und ggfs. 

des Lageberichtes richtet sich nach den 

maßgeblichen Vorschriften des Dritten Bu-

ches des Handelsgesetzbuches. Die Vor-

schriften der Gemeindeordnung Nordrhein-

Westfalen bleiben unberührt. 

(2) Die Feststellung des Jahresabschlusses ob-

liegt der Gesellschafterversammlung. Der 

Jahresabschluss gilt als festgestellt, soweit 

nicht ein Gesellschafter innerhalb einer Frist 

von einem Monat seit Übermittlung des auf-

gestellten Jahresabschlusses und des Be-

richts des Abschlussprüfers durch die Ge-



 
Alt 

 
Neu 

schriftlich gegenüber der persönlich haftenden 

Gesellschafterin widersprochen hat.  

 

 

schäftsführung schriftlich gegenüber der per-

sönlich haftenden Gesellschafterin wider-

sprochen hat.  

2 neu): Der aufgestellte und ggfs. geprüfte Jahres-

abschluss sowie ein ggfs. zu erstellender 

und zu prüfender Lagebericht ist der Gesell-

schafterversammlung zur Feststellung vor-

zulegen. 
 

 



Anlage zu 09 

Synopse des Gesellschaftsvertrages der 

Biokraft Moers/Dinslaken mbH 
 

Die Biokraft Moers/Dinslaken mbH ist derzeit eine Kleinstkapitalgesellschaft 
 

Alt Neu 

§ 15 Jahresabschluss und -prüfung 
 
(1) Jahresabschluss (Bilanz, Gewinn- und 
Verlustrechnung und Anhang) und Lagebe-
richt sind von der Geschäftsführung nach 
den für große Kapitalgesellschaften gelten-
den Vorschriften des Dritten Buches des 
Handelsgesetzbuches aufzustellen und 
dem Abschlussprüfer zur Prüfung vorzule-
gen. Der Auftrag des Aufsichtsrates an den 
Abschlussprüfer ist auch auf die Aufgaben 
nach § 53 Absatz 1 Nr. 1 und 2 Haushalts-
grundsätzegesetz (HGrG) zu erstrecken. 
Die den Mitgliedern der Geschäftsführung 
und des Aufsichtsrates gewährten Gesamt-
bezüge sind nach Maßgabe der Gemeinde-
ordnung NRW individualisiert im Anhang 
nachzuweisen. 

§ 15 Jahresabschluss und -prüfung 
 
(1) Jahresabschluss (Bilanz, Gewinn- und 
Verlustrechnung und Anhang) und Lagebe-
richt sind von der Geschäftsführung nach 
den für große Kapitalgesellschaften gelten-
den Vorschriften des Dritten Buches des 
Handelsgesetzbuches aufzustellen und 
dem Abschlussprüfer zur Prüfung vorzule-
gen. Der Auftrag des Aufsichtsrates an den 
Abschlussprüfer ist auch auf die Aufgaben 
nach § 53 Abs. 1 Nr. 1 und 2 Haushalts-
grundsätzegesetz (HGrG) zu erstrecken. 
Sofern die Gesellschaft nach dem Dritten 
Buch des Handelsgesetzbuches nicht zur 
Aufstellung eines Lageberichtes verpflichtet 
ist, ist ein Geschäftsbericht zu erstellen. Der 
Geschäftsbericht ist nicht Teil des Jahresab-
schlusses. Die den Mitgliedern der Ge-
schäftsführung und des Aufsichtsrates ge-
währten Gesamtbezüge sind nach Maß-
gabe der Gemeindeordnung NRW individu-
alisiert im Anhang auszuweisen.  
 

(2) Die Geschäftsführung hat vor Zuleitung 
des Prüfungsberichtes durch den Ab-
schlussprüfer an den Aufsichtsrat zu dem 
Prüfungsbericht Stellung zu nehmen. Die 
Geschäftsführung hat dem Aufsichtsrat den 
Vorschlag vorzulegen, den sie der Gesell-
schafterversammlung für die Verwendung 
des Ergebnisses machen will. 
 

(2) Die Geschäftsführung kann vor Zuleitung 
des Prüfungsberichtes durch den Ab-
schlussprüfer an den Aufsichtsrat zu dem 
Prüfungsbericht Stellung zu nehmen. Die 
Geschäftsführung hat dem Aufsichtsrat den 
Vorschlag vorzulegen, den sie der Gesell-
schafterversammlung für die Verwendung 
des Ergebnisses machen will. 
 

(3) Der Aufsichtsrat hat unverzüglich nach 
Zugang des Abschlussprüfungsberichtes 
den Jahresabschluss, den Lagebericht und 
den Prüfungsbericht des Abschlussprüfers, 
die Stellungnahme der Geschäftsführung 
und den Vorschlag für die Verwendung des 
Ergebnisses zu prüfen und zusammen mit 
seinem schriftlichen Bericht über das Ergeb-
nis der Prüfung der Geschäftsführung zuzu-
leiten. Diese leitet die Unterlagen unverzüg-
lich an die Gesellschafter zur Feststellung 
des Jahresabschlusses weiter. 
 

(3) Der Aufsichtsrat hat unverzüglich nach 
Zugang der Unterlagen den Jahresab-
schluss, den Lagebericht und den Prüfungs-
bericht des Abschlussprüfers, die Stellung-
nahme der Geschäftsführung und den Vor-
schlag für die Verwendung des Ergebnisses 
zu prüfen und zusammen mit seinem schrift-
lichen Bericht über das Ergebnis der Prü-
fung der Geschäftsführung zuzuleiten. 
Diese leitet die Unterlagen unverzüglich an 
die Gesellschafter zur Feststellung des Jah-
resabschlusses weiter. 
 

(4) Die Offenlegungen des Jahresabschlus-
ses und des Lageberichtes richten sich nach 
den für die Größenordnung der Gesellschaft 
maßgeblichen Vorschriften des Dritten Bu-
ches des Handelsgesetzbuches. Die Vor-
schriften der Gemeindeordnung bleiben un-
berührt. 
 

(4) Unverändert 
 



Anlage zu 09 

Synopse des Gesellschaftsvertrages der 

Biokraft Moers/Dinslaken mbH 
(5) Den Städten Dinslaken und Moers und 
den für sie zuständigen Prüfungsorganen 
werden die in § 54 HGrG vorgesehenen Be-
fugnisse eingeräumt. Den Gesellschaftern 
ist der Prüfungsbericht des Abschlussprü-
fers unverzüglich nach Eingang zu übersen-
den. Die Rechnungsprüfungsämter der 
Städte Dinslaken und Moers haben das 
Recht zur Kassen-, Buch- und Betriebsprü-
fung. 

(5) Unverändert 
 

 
 



Anlage zu 10 

Synopse des Gesellschaftsvertrages der 

Green Gecco Beteiligungsgesellschaft GmbH & Co. KG 
 

Die Green Gecco Beteiligungsgesellschaft GmbH & Co. KG ist derzeit eine 

kleine Kapitalgesellschaft 
 

Alt Neu 

§ 7 Jahresabschluss  
 
(1) Jahresabschluss ist nach dem Handels-
gesetzbuch entsprechend den für große Ka-
pitalgesellschaften geltenden Vorschriften, 
gegebenenfalls unter Beachtung der Ebene 
der GG zu beachtenden Bilanzierungs-
grundsätze und Richtlinien aufzustellen und 
zu prüfen.  

§ 7 Jahresabschluss 
 
1) Jahresabschluss ist nach dem Handels-
gesetzbuch entsprechend den für große Ka-
pitalgesellschaften geltenden Vorschriften, 
gegebenenfalls unter Beachtung der Ebene 
der GG zu beachtenden Bilanzierungs-
grundsätze und Richtlinien aufzustellen und 
zu prüfen.  

(2) Die Komplementärin hat den Jahresab-
schluss und den Lagebericht zudem in der 
Weise aufzustellen, dass die kommunal-
rechtlichen Anforderungen, insbesondere § 
53 Haushaltsgrundsätzegesetz (HGrG) er-
füllt sind. Den Rechnungsprüfungsämtern 
der mehrheitlich kommunal gehaltenenen 
Kommandidtistin werden die Befugnisse 
und Rechte nach §§ 53, 54 HGrG einge-
räumt, wobei die Gesellschafter darauf hin-
wirken, dass sich die Rechnungsprüfungs-
ämter hinsichtlich ihrer Wahrnehmung un-
tereinander abstimmen. 
 

(2) Die Komplementärin hat den Jahresab-
schluss und den Lagebericht zudem in der 
Weise aufzustellen, dass die kommunal-
rechtlichen Anforderungen, insbesondere § 
53 Haushaltsgrundsätzegesetz (HGrG) er-
füllt sind. Den Rechnungsprüfungsämtern 
der mehrheitlich kommunal gehaltenenen 
Kommandidtistin werden die Befugnisse 
und Rechte nach §§ 53, 54 HGrG einge-
räumt, wobei die Gesellschafter darauf hin-
wirken, dass sich die Rechnungsprüfungs-
ämter hinsichtlich ihrer Wahrnehmung un-
tereinander abstimmen. 
 

 
 



Anlage zu 11 

Synopse des Gesellschaftsvertrages der 

Green Gecco Beteiligungsgesellschaft-Verwaltungs GmbH  
 

Die Green Gecco Beteiligungsgesellschaft-Verwaltungs GmbH ist derzeit 

eine kleine Kapitalgesellschaft 
 

Alt Neu 

§ 8 Jahresabschluss  
 
(1) Jahresabschluss ist nach dem Handels-
gesetzbuch entsprechend den für große Ka-
pitalgesellschaften geltenden Vorschriften 
aufzustellen und zu prüfen. Der Jahresab-
schluss ist von den Geschäftsführern in den 
ersten drei Monaten nach Ende des Ge-
schäftsjahres vorzulegen und unverzüglich 
dem Abschlussprüfer zur Prüfung vorzule-
gen. Die Handelsbilanz muss unter Berück-
sichtigung der für die steuerliche Gewinner-
mittlung geltenden Vorschriften aufgestellt 
werden, soweit nicht zwingende handels-
rechtliche Bestimmungen entgegenstehen. 

§ 8 Jahresabschluss 
 
1) Jahresabschluss ist nach dem Handels-
gesetzbuch entsprechend den für große Ka-
pitalgesellschaften geltenden Vorschriften 
aufzustellen und zu prüfen. Der Jahresab-
schluss ist von den Geschäftsführern in den 
ersten drei Monaten nach Ende des Ge-
schäftsjahres vorzulegen und unverzüglich 
dem Abschlussprüfer zur Prüfung vorzule-
gen. Die Handelsbilanz muss unter Berück-
sichtigung der für die steuerliche Gewinner-
mittlung geltenden Vorschriften aufgestellt 
werden, soweit nicht zwingende handels-
rechtliche Bestimmungen entgegenstehen. 

(2) Die Geschäftsführer haben den Jahres-
abschluss und den Lagebericht zudem in 
der Weise aufzustellen, dass die kommunal-
rechtlichen Anforderungen, insbesondere § 
53 Haushaltsgrundsätzegesetz (HGrG) er-
füllt sind. Den Rechnungsprüfungsämtern 
der mehrheitlich kommunal gehaltenenen 
Kommandidtistin werden die Befugnisse 
und Rechte nach §§ 53, 54 HGrG einge-
räumt, wobei die Gesellschafter darauf hin-
wirken, dass sich die Rechnungsprüfungs-
ämter hinsichtlich ihrer Wahrnehmung un-
tereinander abstimmen. 
 

(2) Die Geschäftsführer haben den Jahres-
abschluss und den Lagebericht zudem in 
der Weise aufzustellen, dass die kommunal-
rechtlichen Anforderungen, insbesondere § 
53 Haushaltsgrundsätzegesetz (HGrG) er-
füllt sind. Den Rechnungsprüfungsämtern 
der mehrheitlich kommunal gehaltenenen 
Kommandidtistin werden die Befugnisse 
und Rechte nach §§ 53, 54 HGrG einge-
räumt, wobei die Gesellschafter darauf hin-
wirken, dass sich die Rechnungsprüfungs-
ämter hinsichtlich ihrer Wahrnehmung un-
tereinander abstimmen. 
 

 
 



Anlage zu 12 

Synopse des Gesellschaftsvertrags der  

Erdgasversorgung Schwalmtal GmbH & Co. KG 
 

Die Erdgasversorgung Schwalmtal GmbH & Co. KG 
ist derzeit eine kleine Kapitalgesellschaft 

 

Alt Neu 
  

§ 13 Jahresabschluss 

 

(1) Aufstellung sowie Prüfung des Jahresab-

schlusses und des Lageberichtes 

erfolgen in entsprechender Anwendung der 

Vorschriften des 

HGB für große Kapitalgesellschaften. 

Die Prüfung umfasst auch die Prüfungsgegen-

stände gemäß Haushaltsgrundsatzgesetz 

§ 53 Abs. 1. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

2. Die NEW Schwalm-Nette GmbH behält sich 

vor, durch die Stadt Viersen 

eine Kassen-, Buch- und Betriebsführung mit 

den Befugnissen gemäß § 54 Haushaltsgrund-

satzgesetz durchführen zu lassen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  

  

  

3. Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses 

sind die Transparenzregelungen 

des § 108 Absatz 1 Nr. 9 der Gemeindeordnung 

für das Land 

Nordrhein-Westfalen (GO NRW) zu beachten. 

 

 

 

 

4. Für die Offenlegung des Jahresabschlusses 

gilt die Einstufung der Gesellschaft 

nach Maßgabe HGB §§ 267, 325 bis 328. 

§ 13 Jahresabschluss 

1. Aufstellung sowie Prüfung des Jahresab-

schlusses und des Lageberichtes 

erfolgen in entsprechender Anwendung der 

Vorschriften des HGB für große Kapitalgesell-

schaften. Die Prüfung umfasst auch die Prü-

fungsgegenstände gemäß Haushaltsgrundsatz-

gesetz § 53 Abs. 1. 

Die Geschäftsführung hat den Jahresabschluss 

und den gegebenenfalls erforderlichen Lagebe-

richt nach den Vorschriften des Dritten Buches 

des Handelsgesetzbuches für Kapitalgesell-

schaften aufzustellen, soweit nicht weiterge-

hende oder andere gesetzliche beziehungs-

weise vertragliche Vorschriften gelten. 

Die Gesellschafter können auf die Aufstellung 

eines Lageberichts verzichten, wenn dies nach 

den handelsrechtlichen Vorschriften zulässig 

ist. Der § 286 Absatz 4 HGB ist nicht anzuwen-

den. 

 

2. Die NEW Schwalm-Nette GmbH behält sich 

vor, durch die Stadt Viersen eine Kassen-, 

Buch- und Betriebsführung mit den Befugnis-

sen gemäß § 54 Haushaltsgrundsatzgesetz 

durchführen zu lassen. 

Ob der Jahresabschluss und der gegebenenfalls 

aufzustellende Lagebericht 

zu prüfen sind, richtet sich nach den gesetzli-

chen Vorschriften. Hat eine Prüfung zu erfol-

gen, hat die Geschäftsführung den Jahresab-

schluss und gegebenenfalls den Lagebericht 

unverzüglich nach der Aufstellung dem Ab-

schlussprüfer vorzulegen. Darüber hinaus kann 

die Gesellschafterversammlung die freiwillige 

Prüfung des Jahresabschlusses beschließen. 

 

3. Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses 

sind die Transparenzregelungen des § 108 Ab-

satz 1 Nr. 9 der Gemeindeordnung für das Land 

Nordrhein-Westfalen (GO NRW) zu beachten. 

Den an der Gesellschaft unmittelbar und mit-

telbar beteiligten Gebietskörperschaften 

stehen die gemeinderechtlichen Rechte aus 

den § 53 Abs. 1 und § 54 aushaltsgrundsätzege-

setz (HGrG) in der jeweils gültigen Fassung zu. 

 

4. Für die Offenlegung des Jahresabschlusses 

gilt die Einstufung der Gesellschaft nach Maß-

gabe HGB §§ 267, 325 bis 328.  



Anlage zu 12 

Synopse des Gesellschaftsvertrags der  

Erdgasversorgung Schwalmtal GmbH & Co. KG 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

5. Die Bestimmungen in § 108 Abs. 2 der Ge-

meindeordnung für das Land Nordrhein-West-

falen sind zu berücksichtigen.  

Die Offenlegung des Jahresabschlusses und des 

eventuell zu erstellenden Lageberichtes 

richtet sich nach den für die Größenordnung 

der Gesellschaft maßgeblichen Vorschriften 

des 3. Buches des HGB und den zusätzlichen 

gemeinderechtlichen Bestimmungen. Die 

Transparenzregelungen der Gemeindeordnung 

Nordrhein-Westfalen (GO NW) sind zu beach-

ten. 

 

5. Die Bestimmungen in § 108 Abs. 2 der Ge-

meindeordnung für das Land Nordrhein-West-

falen sind zu berücksichtigen. 

 
 



Anlage zu 13 

Synopse des Gesellschaftsvertrags der  

Erdgasversorgung Schwalmtal Verwaltungs-GmbH 
 

Die Erdgasversorgung Schwalmtal Verwaltungs-GmbH 
ist derzeit eine kleine Kapitalgesellschaft 

 

Alt Neu 
  

§ 11 Jahresabschluss  

 

1. Aufstellung sowie Prüfung des Jahresab-

schlusses und des Lageberichtes richten 

sich nach den Vorschriften des HGB für 

große Kapitalgesell-schaften.  

Die Prüfung umfasst auch die Prüfungsge-

genstände gemäß Haushalts-grundsatzge-

setz § 53 Abs. 1.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

2. Die NEW Schwalm-Nette GmbH behält 

sich vor, durch die Stadt Viersen eine Kas-

sen-, Buch- und Betriebsführung mit den 

Befugnissen gemäß § 54 Haushaltsgrund-

satzgesetz durchführen zu lassen.  

 

. 

 

 

 

 

 

 

 

 

  

  

 

 

  

 

3. Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses 

sind die Transparenzregelun-gen des § 108 

Absatz 1 Nr. 9 der Gemeindeordnung für das 

Land Nord-rhein-Westfalen (GO NRW) zu be-

achten.  

 

 § 11 Jahresabschluss  

 

1. Aufstellung sowie Prüfung des Jahresab-

schlusses und des Lageberichtes richten 

sich nach den Vorschriften des HGB für 

große Kapitalgesell-schaften.  

Die Prüfung umfasst auch die Prüfungsge-

genstände gemäß Haushalts-grundsatzge-

setz § 53 Abs. 1.  

Die Geschäftsführung hat den Jahresab-

schluss und den gegebenenfalls erforderli-

chen Lagebericht nach den Vorschriften 

des Dritten Buches des Handelsgesetzbu-

ches für Kapitalgesellschaften aufzustel-

len, soweit nicht weitergehende oder an-

dere gesetzliche beziehungsweise vertrag-

liche Vorschriften gelten. Die Gesellschaf-

ter können auf die Aufstellung eines Lage-

berichts verzichten, wenn dies nach den 

handelsrechtlichen Vorschriften zulässig 

ist. Der § 286 Absatz 4 HGB ist nicht anzu-

wenden.  

 

2. Die NEW Schwalm-Nette GmbH behält 

sich vor, durch die Stadt Viersen eine Kas-

sen-, Buch- und Betriebsführung mit den 

Befugnissen gemäß § 54 Haushaltsgrund-

satzgesetz durchführen zu lassen.  

 

Ob der Jahresabschluss und der gegebe-

nenfalls aufzustellende Lage-bericht zu 

prüfen sind, richtet sich nach den gesetzli-

chen Vorschriften. Hat eine Prüfung zu er-

folgen, hat die Geschäftsführung den Jah-

resab-schluss und gegebenenfalls den La-

gebericht unverzüglich nach der 

Aufstellung dem Abschlussprüfer vorzulegen. 

Darüber hinaus kann die Gesellschafterver-

sammlung die freiwillige Prüfung des Jahres-

abschlusses beschließen.  

 

3. Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses 

sind die Transparenzrege-lungen des § 108 

Absatz 1 Nr. 9 der Gemeindeordnung für das 

Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) zu be-

achten.  



Anlage zu 13 

Synopse des Gesellschaftsvertrags der  

Erdgasversorgung Schwalmtal Verwaltungs-GmbH 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

4. Für die Offenlegung des Jahresabschlusses 

gilt die Einstufung der Ge-sellschaft nach 

Maßgabe HGB §§ 267, 325 bis 328.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

5. Die Bestimmungen in § 108 Abs. 2 der Ge-

meindeordnung für das Land Nordrhein-

Westfalen sind zu berücksichtigen.  

 

6. Für die Ergebnisverwendung gilt § 29 

GmbHG.  

 

 

Den an der Gesellschaft unmittelbar und mit-

telbar beteiligten Gebiets-körperschaften ste-

hen die gemeinderechtlichen Rechte aus den 

§ 53 Abs. 1 und § 54 Haushaltsgrundsätzege-

setz (HGrG) in der jeweils gültigen Fassung 

zu.  

 

 

4. Für die Offenlegung des Jahresabschlusses 

gilt die Einstufung der Ge-sellschaft nach 

Maßgabe HGB §§ 267, 325 bis 328.  

 

Die Offenlegung des Jahresabschlusses und 

des eventuell zu erstellen-den Lageberichtes 

richtet sich nach den für die Größenordnung 

der Gesellschaft maßgeblichen Vorschriften 

des 3. Buches des HGB und den zusätzlichen 

gemeinderechtlichen Bestimmungen. Die 

Transparenzregelungen der Gemeindeord-

nung Nordrhein-Westfalen (GO NW) sind zu 

beachten.  

 

5. Die Bestimmungen in § 108 Abs. 2 der Ge-

meindeordnung für das Land Nordrhein-

Westfalen sind zu berücksichtigen.  

 

6. Für die Ergebnisverwendung gilt § 29 

GmbHG.  

 
 



Anlage zu 14 

Synopse des Gesellschaftsvertrags der  

Gasnetzgesellschaft Brüggen GmbH & Co. KG 
 

Die Gasnetzgesellschaft Brüggen GmbH & Co. KG 
ist derzeit eine kleine Kapitalgesellschaft 

 

Alt Neu 
  

§ 16  Jahresabschluss   

  

(1) Die Geschäftsführung ist verpflichtet, innerhalb 

der ersten drei Monate nach Ablauf des Ge-

schäftsjahres den Jahresabschluss (Bilanz, Ge-

winn- und Verlustrechnung nebst Anhang) so-

wie den Lagebericht der Gesellschaft in entspre-

chender Anwendung der Vorschriften des Drit-

ten Buches des Handelsgesetzbuches für große 

Kapitalgesellschaften aufzustellen und ebenso 

in entsprechender Anwendung dieser Vorschrif-

ten durch einen Wirtschaftsprüfer/eine Wirt-

schaftsprüfungsgesellschaft prüfen zu lassen. Im 

Anhang zum Jahresabschluss sind die für die 

Tätigkeit im Geschäftsjahr gewährten Gesamt-

bezüge im Sinne des § 285 Nr. 9 Handelsgesetz-

buch (HGB) der Mitglieder der Geschäftsfüh-

rung und des  

Aufsichtsrates jeweils für jede Personengruppe 

sowie zusätzlich unter Namensnennung die Be-

züge jedes einzelnen Mitglieds dieser Personen-

gruppen unter Aufgliederung nach Komponen-

ten im Sinne des § 285 Nr. 9 Buchstabe a HGB 

anzugeben.  

  

  

  

  

  

  

  

§ 16  Jahresabschluss   

  

(1) Die Geschäftsführung ist verpflichtet hat den 

Jahresabschluss, innerhalb der ersten drei Mo-

nate nach Ablauf des Geschäftsjahres den Jah-

resabschluss (Bilanz, Gewinn- und Verlustrech-

nung nebst Anhang) sowie und den gegebenen-

falls erforderlichen Lagebericht der Gesellschaft 

in entsprechender Anwendung der nach den 

Vorschriften des Dritten Buches des Handelsge-

setzbuches für große Kapitalgesellschaften auf-

zustellen, soweit nicht weitergehende oder an-

dere gesetzliche beziehungsweise vertragliche 

Vorschriften gelten und ebenso in entsprechen-

der Anwendung dieser Vorschriften durch einen 

Wirtschaftsprüfer/eine Wirtschaftsprüfungsge-

sellschaft prüfen zu lassen. Im Anhang zum Jah-

resabschluss sind die für die Tätigkeit im Ge-

schäftsjahr gewährten Gesamtbezüge im Sinne 

des § 285 Nr. 9 Handelsgesetzbuch (HGB) der 

Mitglieder der Geschäftsführung und des Auf-

sichtsrates jeweils für jede Personengruppe so-

wie zusätzlich unter Namensnennung die Be-

züge jedes einzelnen Mitglieds dieser Personen-

gruppen unter Aufgliederung nach Komponen-

ten im Sinne des § 285 Nr. 9 Buchstabe a HGB 

anzugeben.  

(2) Die Gesellschafter können auf die Aufstellung 

eines Lageberichtes verzichten, wenn dies nach 

den handelsrechtlichen Vorschriften zulässig ist. 

Der § 286 Absatz 4 HGB ist nicht anzuwenden. 

Ob der Jahresabschluss und der gegebenenfalls 

aufzustellende Lagebericht zu prüfen sind, rich-

tet sich nach den gesetzlichen Vorschriften. Hat 

eine Prüfung zu erfolgen, hat die Geschäftsfüh-

rung den Jahresabschluss und gegebenenfalls 

den Lagebericht unverzüglich nach der Aufstel-

lung dem Abschlussprüfer vorzulegen. Darüber 

hinaus kann die Gesellschafterversammlung die 

freiwillige Prüfung des Jahresabschlusses be-

schließen.  

(2) Nach Erstellung des Prüfungsberichtes durch die 

Abschlussprüfer sind der Jahresabschluss, der 

Lagebericht sowie ein Vorschlag zur Ergebnis-

verwendung unverzüglich dem Aufsichtsrat zur 

Prüfung sowie den Gesellschaftern zur Be-

schlussfassung über die Feststellung des Jahres-

abschlusses und die Ergebnisverwendung vor-

zulegen.  

  

(3) In dem Lagebericht ist zur Einhaltung der öf-

fentlichen Zwecksetzung und Zweckerreichung 

Stellung zu nehmen.  

  

(3) Nach Erstellung des Prüfungsberichtes durch die 

Abschlussprüfer sind der Jahresabschluss, der 

Lagebericht sowie ein Vorschlag zur Ergebnis-

verwendung unverzüglich dem Aufsichtsrat zur 

Prüfung sowie den Gesellschaftern zur Be-

schlussfassung über die Feststellung des Jahres-

abschlusses und die Ergebnisverwendung vor-

zulegen.  

  

(3) In dem Lagebericht ist zur Einhaltung der öffent-

lichen Zwecksetzung und Zweckerreichung 

Stellung zu nehmen.  

  



Anlage zu 14 

Synopse des Gesellschaftsvertrags der  

Gasnetzgesellschaft Brüggen GmbH & Co. KG 
(4) Die Prüfung durch den Abschlussprüfer umfasst 

auch die in § 53 Absatz 1 des Haushaltsgrund-

sätzegesetzes genannte Prüfung und Berichter-

stattung. Der Burggemeinde Brüggen gewährt 

die Gesellschaft das Recht, sich im Rahmen von 

§ 54 Haushaltsgrundsätzegesetz unmittelbar un-

terrichten zu lassen und zu diesem Zweck den 

Betrieb, die Bücher und die Schriften des Unter-

nehmens einsehen zu können.  

  

  

  

 

  

(5) Hinsichtlich der Bekanntmachung und Auslegung 

des Jahresabschlusses sind neben den handelsrechtli-

chen Bekanntmachungspflichten die  

(4) Den an der Gesellschaft unmittelbar und mittel-

bar beteiligten Gebietskörperschaften stehen die 

gemeinderechtlichen Rechte aus den Die Prü-

fung durch den Abschlussprüfer umfasst auch 

die in § 53 Absatz 1 und § 54 des Haushalts-

grundsätzegesetzes (HGrG) in der jeweils gülti-

gen Fassung zu genannte Prüfung und Bericht-

erstattung. Der Burggemeinde Brüggen gewährt 

die Gesellschaft das Recht, sich im Rahmen von 

§ 54 Haushaltsgrundsätzegesetz unmittelbar un-

terrichten zu lassen und zu diesem Zweck den 

Betrieb, die Bücher und die Schriften des Unter-

nehmens einsehen zu können.  

  

(5) Die Offenlegung des Jahresabschlusses und des 

eventuell zu erstellenden Lageberichtes richtet 

sich nach den für die Größenordnung der Gesell-

schaft maßgeblichen Vorschriften des 3. Buches 

des HGB und den  

 
 



Anlage zu 15 

Synopse des Gesellschaftsvertrags der  

Gasnetzgesellschaft Schwalmtal GmbH & Co. KG 
 

Die Gasnetzgesellschaft Schwalmtal GmbH & Co. KG 
ist derzeit eine kleine Kapitalgesellschaft 

 

Alt Neu 
  

§ 16  Jahresabschluss   

  

(1) Die Geschäftsführung ist verpflichtet, innerhalb 

der ersten drei Monate nach Ablauf des Ge-

schäftsjahres den Jahresabschluss (Bilanz, Ge-

winn- und Verlustrechnung nebst Anhang) so-

wie den Lagebericht der Gesellschaft in entspre-

chender Anwendung der Vorschriften des Drit-

ten Buches des Handelsgesetzbuches für große 

Kapitalgesellschaften aufzustellen und ebenso 

in entsprechender Anwendung dieser Vorschrif-

ten durch einen Wirtschaftsprüfer/eine Wirt-

schaftsprüfungsgesellschaft prüfen zu lassen. 

Im Anhang zum Jahresabschluss sind die für die 

Tätigkeit im Geschäftsjahr gewährten Gesamt-

bezüge im Sinne des § 285 Nr. 9 Handelsgesetz-

buch (HGB) anzugeben.  

  

  

  

  

  

  

§ 16  Jahresabschluss   

  

(1) Die Geschäftsführung ist verpflichtet 

hat den Jahresabschluss innerhalb der 

ersten drei Monate nach Ablauf des Ge-

schäftsjahres den Jahresabschluss (Bi-

lanz, Gewinn- und Verlustrechnung 

nebst Anhang) sowie und den gegebe-

nenfalls erforderlichen Lagebericht der 

Gesellschaft in entsprechender Anwen-

dung der nach den Vorschriften des 

Dritten Buches des Handelsgesetzbu-

ches für große Kapitalgesellschaften 

aufzustellen, soweit nicht weiterge-

hende oder andere gesetzliche bezie-

hungsweise vertragliche Vorschriften 

gelten und ebenso in entsprechender 

Anwendung dieser Vorschriften durch 

einen Wirtschaftsprüfer/eine Wirt-

schaftsprüfungsgesellschaft prüfen zu 

lassen. Im Anhang zum Jahresabschluss 

sind die für die Tätigkeit im Geschäfts-

jahr gewährten Gesamtbezüge im Sinne 

des § 285 Nr. 9 Handelsgesetzbuch 

(HGB) anzugeben.  
  

(2) Die Gesellschafter können auf die Auf-

stellung eines Lageberichts verzichten, 

wenn dies nach den handelsrechtlichen 

Vorschriften zulässig ist. Der § 286 Ab-

satz 4 HGB ist nicht anzuwenden.  

Ob der Jahresabschluss und der gegebe-

nenfalls aufzustellende Lagebericht zu 

prüfen sind, richtet sich nach den gesetz-

lichen Vorschriften. Hat, eine Prüfung 

zu erfolgen, hat die Geschäftsführung 

den Jahresabschluss und gegebenenfalls 

den Lagebericht unverzüglich nach der 

Aufstellung dem Abschlussprüfer vor-

zulegen. Darüber hinaus kann die Ge-

sellschafterversammlung die freiwillige 

Prüfung des Jahresabschlusses beschlie-

ßen.  
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Synopse des Gesellschaftsvertrags der  

Gasnetzgesellschaft Schwalmtal GmbH & Co. KG 
2) Nach Erstellung des Prüfungsbe-

richtes durch die Abschlussprüfer 

sind der Jahresabschluss, der Lage-

bericht sowie ein Vorschlag zur Er-

gebnisverwendung unverzüglich 

dem Aufsichtsrat zur Prüfung sowie 

den Gesellschaftern zur Beschluss-

fassung über die Feststellung des 

Jahresabschlusses und die Ergebnis-

verwendung vorzulegen.  
  

3) In dem Lagebericht ist zur Einhal-

tung der öffentlichen Zwecksetzung 

und Zweckerreichung Stellung zu 

nehmen.  
  

4) Die Prüfung durch den Abschluss-

prüfer umfasst auch die in § 53 Ab-

satz 1 des Haushaltsgrundsätzege-

setzes genannte Prüfung und Be-

richterstattung. Der Gemeinde 

Schwalmtal gewährt die Gesell-

schaft das Recht, sich im Rahmen 

von § 54 Haushaltsgrundsätzegesetz 

unmittelbar unterrichten zu lassen 

und zu diesem Zweck den Betrieb, 

die Bücher und die Schriften des Un-

ternehmens einsehen zu können.  
  

  

 

  

  

5) Hinsichtlich der Bekanntmachung 

und Auslegung des Jahresabschlus-

ses sind neben den handelsrechtli-

chen Bekanntmachungspflichten die 

Regelungen des § 108 Abs. 3 Satz 1 

Ziffer 1 Buchstabe c der Gemeinde-

ordnung Nordrhein-Westfalen zu 

berücksichtigen.   

  

(3)  Nach Erstellung des Prüfungsberichtes 

durch die Abschlussprüfer sind der Jah-

resabschluss, der Lagebericht sowie ein 

Vorschlag zur Ergebnisverwendung un-

verzüglich dem Aufsichtsrat zur Prü-

fung sowie den Gesellschaftern zur Be-

schlussfassung über die Feststellung des 

Jahresabschlusses und die Ergebnisver-

wendung vorzulegen.  
  

(3) In dem Lagebericht ist zur Einhaltung 

der öffentlichen Zwecksetzung und 

Zweckerreichung Stellung zu nehmen.  
  

 

(3) Den an der Gesellschaft unmittelbar und 

mittelbar beteiligten Gebietskörper-

schaften stehen die gemeinderechtlichen 

Rechte aus den Die Prüfung durch den 

Abschlussprüfer umfasst auch die in § 

53 Absatz 1 und § 54 des Haushalts-

grundsätzegesetzes (HGrG) in der je-

weils gültigen Fassung zu genannte Prü-

fung und Berichterstattung. Der Burgge-

meinde Brüggen gewährt die Gesell-

schaft das Recht, sich im Rahmen von § 

54 Haushaltsgrundsätzegesetz unmittel-

bar unterrichten zu lassen und zu diesem 

Zweck den Betrieb, die Bücher und die 

Schriften des Unternehmens einsehen zu 

können.  
  

(4) Die Offenlegung des Jahresabschlusses 

und des eventuell zu erstellenden Lage-

berichtes richtet sich nach den für die 

Größenordnung der Gesellschaft maß-

geblichen Vorschriften des 3. Buches 

des HGB und den zusätzlichen gemein-

derechtlichen Bestimmungen. Die 

Transparenzregelungen der Gemeinde-

ordnung Nordrhein-Westfalen (GO 

NW) sind zu. 

 
 



Anlage zu 16 

Synopse des Gesellschaftsvertrags der  

Gasverwaltung Brüggen GmbH  
 

Die Gasverwaltung Brüggen GmbH  
ist derzeit eine kleine Kapitalgesellschaft 

 

Alt Neu 
  

10. Jahresabschluss und Lagebericht/Bestellung 

des Wirtschaftsprüfers  

  

10.1  Der Jahresabschluss und der Lagebericht sind 

von der Geschäftsführung entsprechend den 

Vorschriften des Dritten Buches des Handelsge-

setzbuches für große Kapitalgesellschaften auf-

zustellen.  

  

   

  

  

10.2 Der Jahresabschluss und der Lagebericht sind 

vor der Feststellung des Jahresabschlusses nach 

den handelsrechtlichen Vorschriften durch ei-

nen/eine Wir tschaftsprüfer/-in bzw. durch eine 

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft zu prüfen. Ist 

die Gemeinde Brüggen Gesellschafterin, hat 

der/die Abschlussprüfer/-in die Prüfung auch 

unter Beachtung des § 53 des Haushaltsgrund-

sätzegesetzes (HGrG) durchzuführen.  

  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  

  

  

10.3. Die Gesellschafterversammlung hat innerhalb 

von acht Monaten nach Abschluss des Ge-

schäftsjahres über die Feststellung des Jahres-

abschlusses und die Ergebnisverwendung zu 

beschließen.  

  

  

  

 

 

 

 

 

 

 

10 Jahresabschluss und Lagebericht/Bestellung 

des Wirtschaftsprüfers  

  

10.1 Die Geschäftsführung hat den Der Jahresab-

schluss und der den gegebenenfalls erforderli-

chen Lagebericht sind von der Geschäftsführung 

entsprechend nach den Vorschriften des Dritten 

Buches des Handelsgesetzbuches für große Ka-

pitalgesellschaften aufzustellen, soweit nicht 

weitergehende oder andere gesetzliche bezie-

hungsweise vertragliche Vorschriften gelten.  

  

  

10.2 Der Jahresabschluss und der Lagebericht sind 

vor der Feststellung des Jahresabschlusses nach 

den handelsrechtlichen Vorschriften durch ei-

nen/eine Wirtschaftsprüfer/-in bzw. durch eine 

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft zu prüfen. Ist 

die Gemeinde Brüggen Gesellschafterin, hat 

der/die Abschlussprüfer/-in die Prüfung auch 

unter Beachtung des § 53 des Haushaltsgrund-

sätzegesetzes (HGrG) durchzuführen.  

10.2 Die Gesellschafter können auf die Aufstellung 

eines Lageberichtes verzichten, wenn dies nach den 

handelsrechtlichen Vorschriften zulässig ist. Der § 

286 Absatz 4 HGB ist nicht anzuwenden. Ob der 

Jahresabschluss und der gegebenenfalls aufzustel-

lende Lagebericht zu prüfen sind, richtet sich nach 

den gesetzlichen Vorschriften. Hat eine Prüfung zu 

erfolgen, hat die Geschäftsführung den Jahresab-

schluss und gegebenenfalls den Lagebericht unver-

züglich nach der Aufstellung dem Abschlussprüfer 

vorzulegen. Darüber hinaus kann die Gesellschafter-

versammlung die freiwillige Prüfung des Jahresab-

schlusses beschließen.  

  

10.3. Die Gesellschafterversammlung hat innerhalb 

von acht Monaten nach Abschluss des Ge-

schäftsjahres über die Feststellung des Jahres-

abschlusses und die Ergebnisverwendung zu 

beschließen.  

10.3 Den an der Gesellschaft unmittelbar und mittel-

bar beteiligten Gebietskörperschaften stehen die ge-

meinderechtlichen Rechte aus den § 53 Abs. 1 und § 

54 Haushaltsgrundsätzegesetz (HGrG) in der jeweils 

gültigen Fassung zu.  

  

10.4. Die Offenlegung des Jahresabschlusses und des 

eventuell zu erstellenden Lageberichtes rich-

tet sich nach den für die Größenordnung der 

Gesellschaft maßgeblichen Vorschriften des 

3. Buches des HGB und den zusätzlichen ge-

meinderechtlichen Bestimmungen. Die 
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Synopse des Gesellschaftsvertrags der  

Gasverwaltung Brüggen GmbH  
 

 

 

 

  

10.4   Die Transparenzregelung des § 108 Absatz 1             

der Gemeindeordnung Nordrhein-Westfa len (GO 

NW) findet Anwendung.   

  

  

  

Transparenzregelungen des § 108 Absatz 1 

Nr. 9 der Gemeindeordnung Nordrhein-West-

falen (GO NW) findet Anwendung sind zu 

beachten.  

  

10.5  Die Bestimmungen in § 108 Abs. 2 Satz 1 Nr. 

1 Ziffer c) der Gemeindeordnung für das 

Land Nordrhein-Westfalen sind zu berück-

sichtigen.  

 

 
 



Anlage zu 17 

Synopse des Gesellschaftsvertrags der  

Gasverwaltung Schwalmtal GmbH  
 

Die Gasverwaltung Schwalmtal GmbH  
ist derzeit eine kleine Kapitalgesellschaft 

 

Alt Neu 
  

10. Jahresabschluss und Lagebericht/Bestellung 

des Wirtschaftsprüfers  

  

10.1  Der Jahresabschluss und der Lagebericht sind 

von der Geschäftsführung entsprechend den 

Vorschriften des Dritten Buches des Handelsge-

setzbuches für große Kapitalgesellschaften auf-

zustellen.  

  

   

  

  

10.2 Der Jahresabschluss und der Lagebericht sind 

vor der Feststellung des Jahresabschlusses nach 

den handelsrechtlichen Vorschriften durch ei-

nen/eine Wirtschaftsprüfer/-in bzw. durch eine 

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft zu prüfen. Ist 

die Gemeinde Schwalmtal Gesellschafterin, hat 

der/die Abschlussprüfer/-in die Prüfung auch 

unter Beachtung des § 53 des Haushaltsgrund-

sätzegesetzes (HGrG) durchzuführen.  

  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  

  

  

10.3. Die Gesellschafterversammlung hat innerhalb 

von acht Monaten nach Abschluss des Ge-

schäftsjahres über die Feststellung des Jahres-

abschlusses und die Ergebnisverwendung zu 

beschließen.  

  

  

  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

10 Jahresabschluss und Lagebericht/Bestellung 

des Wirtschaftsprüfers  

  

10.1 Die Geschäftsführung hat den Der Jahresab-

schluss und der den gegebenenfalls erforderli-

chen Lagebericht sind von der Geschäftsführung 

entsprechend nach den Vorschriften des Dritten 

Buches des Handelsgesetzbuches für große Ka-

pitalgesellschaften aufzustellen, soweit nicht 

weitergehende oder andere gesetzliche bezie-

hungsweise vertragliche Vorschriften gelten.  

  

  

10.2 Der Jahresabschluss und der Lagebericht sind 

vor der Feststellung des Jahresabschlusses nach 

den handelsrechtlichen Vorschriften durch ei-

nen/eine Wirtschaftsprüfer/-in bzw. durch eine 

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft zu prüfen. Ist 

die Gemeinde Schwalmtal Gesellschafterin, hat 

der/die Abschlussprüfer/-in die Prüfung auch 

unter Beachtung des § 53 des Haushaltsgrund-

sätzegesetzes (HGrG) durchzuführen.  

10.2 Die Gesellschafter können auf die Aufstellung 

eines Lageberichtes verzichten, wenn dies nach den 

handelsrechtlichen Vorschriften zulässig ist. Der § 

286 Absatz 4 HGB ist nicht anzuwenden. Ob der 

Jahresabschluss und der gegebenenfalls aufzustel-

lende Lagebericht zu prüfen sind, richtet sich nach 

den gesetzlichen Vorschriften. Hat eine Prüfung zu 

erfolgen, hat die Geschäftsführung den Jahresab-

schluss und gegebenenfalls den Lagebericht unver-

züglich nach der Aufstellung dem Abschlussprüfer 

vorzulegen. Darüber hinaus kann die Gesellschafter-

versammlung die freiwillige Prüfung des Jahresab-

schlusses beschließen.  

  

10.3. Die Gesellschafterversammlung hat innerhalb 

von acht Monaten nach Abschluss des Ge-

schäftsjahres über die Feststellung des Jahres-

abschlusses und die Ergebnisverwendung zu 

beschließen.  

10.3 Den an der Gesellschaft unmittelbar und mittel-

bar beteiligten Gebietskörperschaften stehen die ge-

meinderechtlichen Rechte aus den § 53 Abs. 1 und § 

54 Haushaltsgrundsätzegesetz (HGrG) in der jeweils 

gültigen Fassung zu.  

  

10.4. Die Offenlegung des Jahresabschlusses und des 

eventuell zu erstellenden Lageberichtes rich-

tet sich nach den für die Größenordnung der 

Gesellschaft maßgeblichen Vorschriften des 

3. Buches des HGB und den zusätzlichen ge-

meinderechtlichen Bestimmungen. Die 



Anlage zu 17 

Synopse des Gesellschaftsvertrags der  

Gasverwaltung Schwalmtal GmbH  
 

 

 

 

  

10.4   Die Transparenzregelung des § 108 Absatz 1             

der Gemeindeordnung Nordrhein-Westfa len (GO 

NW) findet Anwendung.   

  

  

  

Transparenzregelungen des § 108 Absatz 1 

Nr. 9 der Gemeindeordnung Nordrhein-West-

falen (GO NW) findet Anwendung sind zu 

beachten.  

  

10.5  Die Bestimmungen in § 108 Abs. 2 Satz 1 Nr. 

1 Ziffer c) der Gemeindeordnung für das 

Land Nordrhein-Westfalen sind zu berück-

sichtigen.  

 

 
 



Anlage zu 18 

Synopse des Gesellschaftsvertrags der  

RMI Windpark Kohlenhuck GmbH 
 

Die RMI Windpark Kohlenhuck GmbH 
ist derzeit eine kleine Kapitalgesellschaft 

 

Alt Neu 
  

§ 9  

Gesellschafterversammlung 

 

1 Die Einberufung der Gesellschafterver-

sammlung erfolgt durch die Geschäftsfüh-

rung mindestens zwei Wochen vor der Ver-

sammlung. Die Einberufung erfolgt schrift-

lich durch Brief […]. 

 

 

§ 12 

Jahresabschluss, Lagebericht, Prüfung, Ergeb-

nisverwendung 

 

1 Die Geschäftsführer haben den Jah-

resabschluss (Bilanz, Gewinn- und 

Verlustrechnung samt Anhang) und - 

soweit erforderlich - den Lagebericht 

für das vergangene Geschäftsjahr in-

nerhalb der ersten drei Monate des 

neuen Geschäftsjahres gemäß den 

für große Kapitalgesellschaften gel-

tenden Bestimmungen des Dritten 

Buches des Handelsgesetzbuches zu 

erstellen und durch den Abschluss-

prüfer der Gesellschaft prüfen zu las-

sen. Bezüge und Leistungszusagen 

von Organmitgliedern sind, wenn 

dem keine gesetzliche Vorschrift 

entgegensteht, individualisiert im 

Anhang zum Jahresabschluss auszu-

weisen (§ 108 Abs. 1 Nr. 9 GO NRW). 

 

 

 

 

 

 

2.  Die Geschäftsführer haben den Gesell-

schaftern unverzüglich den Jahresab-

schluss, den Lagebericht und den Prü-

fungsbericht des Abschlussprüfers so-

wie einen Vorschlag über die Verwen-

dung des Ergebnisses vorzulegen. 

 

3. Die Prüfung des Jahresabschlusses ist 

auch auf die Prüfungsgegenstände des 

§ 53 Abs. (1) Gesetz über die Grunds-

ätze des Haushaltsrechts des Bundes 

und der Länder zu erstrecken. Den mit-

telbaren kommunalen Anteilseignern 

 
 §9  

Gesellschafterversammlung 

 2. Die Einberufung der Gesellschafterver-

sammlung erfolgt durch die Geschäftsführung 

mindestens zwei Wochen vor der Versamm-

lung. Die Einberufung erfolgt schriftlich durch 

per einfachem Brief, Telefax oder in sonstiger 

Textform, z.B. per E-Mail […]. 

 

 

§ 12  

Jahresabschluss, Lagebericht, Prüfung, Ergeb-

nisverwendung 

 

1. Die Geschäftsführer haben den Jahresab-

schluss (Bilanz, Gewinn- und Verlustrech-

nung samt Anhang) und - soweit erforder-

lich - den Lagebericht für das vergangene 

Geschäftsjahr innerhalb der ersten drei 

Monate des neuen Geschäftsjahres ge-

mäß den  für große Kapitalgesellschaften 

geltenden Bestimmungen des Dritten Bu-

ches des Handelsgesetzbuches für Kapi-

talgesellschaften zu erstellen aufzustel-

len und durch den einen von der Gesell-

schafterversammlung zu bestimmenden 

Abschlussprüfer der Gesellschaft prüfen 

zu lassen, soweit nicht weitergehende 

oder andere gesetzliche Vorschriften gel-

ten. § 286 Abs. 4 HGB ist nicht anzuwen-

den.  

Bezüge und Leistungszusagen von Organ-

mitgliedern sind, wenn dem keine gesetz-

liche Vorschrift entgegensteht, individua-

lisiert im Anhang zum Jahresabschluss 

auszuweisen (§ 108 Abs. 1 Nr. 9 GO NRW). 

 

 

2.  Die Geschäftsführer haben den Gesell-

schaftern unverzüglich den Jahresab-

schluss, den Lagebericht und den Prü-

fungsbericht des Abschlussprüfers sowie 

einen Vorschlag über die Verwendung des 

Ergebnisses vorzulegen. 

 

3. Die Prüfung des Jahresabschlusses ist 

auch auf die Prüfungsgegenstände des 

§ 53 Abs. (1) Gesetz über die Grundsätze 

des Haushaltsrechts des Bundes und der 

Länder zu erstrecken. Den mittelbaren 

kommunalen Anteilseignern der 
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Synopse des Gesellschaftsvertrags der  

RMI Windpark Kohlenhuck GmbH 
der Gesellschafter stehen die Befug-

nisse gemäß §§ 54 ff. Gesetz über die 

Grundsätze des Haushaltsrechts des 

Bundes und der Länder zu und wird 

entsprechend § 118 der Gemeindeord-

nung für das Land Nordrhein-Westfa-

len, das Recht eingeräumt, von der Ge-

sellschaft Aufklärung und die Nach-

weise zu verlangen, die die Aufstellung 

des jeweiligen Gesamtabschlusses er-

fordert. 

 

  

Gesellschafter stehen die Befugnisse ge-

mäß §§ 54 ff. Gesetz über die Grundsätze 

des Haushaltsrechts des Bundes und der 

Länder zu und wird entsprechend § 118 

der Gemeindeordnung für das Land Nord-

rhein-Westfalen, das Recht eingeräumt, 

von der Gesellschaft Aufklärung und die 

Nachweise zu verlangen, die die Aufstel-

lung des jeweiligen Gesamtabschlusses 

erfordert. 

 

 

 

  

 
 



Anlage zu 19 
Synopse zur Änderung des Gesellschaftsvertrages  

Windpark Gollmitz Verwaltungs GmbH 
 

 
Die Windpark Gollmitz Verwaltungs GmbH & Co. KG ist derzeit eine kleinst Kapitalgesellschaft 

 
Alt 

 
Neu 

§ 12 

Jahresabschluss, Lagebericht und Ergebnisver-

wendung 

  

(1) Die Geschäftsführer haben den Jahresabschluss 

und den Lagebericht nach den für große Kapitalge-

sellschaften geltenden Vorschriften des Dritten Bu-

ches des Handelsgesetzbuches aufzustellen und prü-

fen zu lassen. Die Offenlegung des Jahresabschlusses 

und des Lageberichtes richtet sich nach den für die 

Größenordnung der Gesellschaft maßgeblichen Vor-

schriften des Dritten Buches des Handelsgesetzbu-

ches. Soweit nach diesem Gesellschaftsvertrag eine 

Bewertung von Geschäftsanteilen stattzufinden hat, 

hat dies nach Maßgabe der gesetzlichen Bestimmun-

gen zu erfolgen 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

(2) Die Gesellschafter haben innerhalb der gesetzli-

chen Fristen über die Feststellung des Jahresab-

schlusses zu beschließen. 

§ 10 

Jahresabschluss 

  

(1) Die Geschäftsführer haben innerhalb der ge-

setzlich vorgeschriebenen Fristen nach Maß-

gabe der für die Gesellschaft geltenden ge-

setzlichen Bestimmungen den Jahresab-

schluss und den Lagebericht nach den für 

große Kapitalgesellschaften geltenden Vor-

schriften des Dritten Buches des Handelsge-

setzbuches aufzustellen  prüfen zu lassen so-

wie ggfs. um einen Lagebericht zu erweitern, 

und soweit eine Prüfung gesetzlich vorge-

schrieben oder von der Gesellschafterver-

sammlung beschlossen ist, den Abschlussprü-

fern zur Prüfung vorzulegen. Die Offenlegung 

des Jahresabschlusses sowie ggfs. des Lage-

berichtes richtet sich nach den maßgeblichen 

Vorschriften für die Größenordnung der Ge-

sellschaft maßgeblichen Vorschriften des 

Dritten Buches des Handelsgesetzbuches. So-

weit nach diesem Gesellschaftsvertrag eine 

Bewertung von Geschäftsanteilen stattzufin-

den hat, hat dies nach Maßgabe der gesetzli-

chen Bestimmungen zu erfolgen. Die Vor-

schriften der Gemeindeordnung Nordrhein-

Westfalen bleiben unberührt.  

 

(2) Die Gesellschafter haben innerhalb der gesetzli-

chen Fristen über die Feststellung des Jahres-

abschlusses zu beschließen. 

(2) Der aufgestellte und ggfs. geprüfte Jahresab-

schluss sowie ein ggfs. zu erstellender und zu prü-

fender Lagebericht ist der Gesellschafterversamm-

lung zur Feststellung vorzulegen. 
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